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Kleine Anfrage

der Abgeordneten Cansu Ozdemir, Jorg Cezanne, Desiree Becker, Gékay
Akbulut, Janina Boéttger, Maik Brickner, Agnes Conrad, Mirze Edis, Katrin Fey,
Vinzenz Glaser, Jan Kostering, Charlotte Antonia Neuhauser, Pascal Meiser,

Lea Reisner, Zada Salihovi¢, Ulrich Thoden, Aaron Valent, Donata Vogtschmidt,
Christin Willnat, Sascha Wagner, Janine Wissler, Ates Giirpinar und der Fraktion
Die Linke

Stand des De-Riskings von China und des Ausbaus einer zukunftsfahigen
Kooperation mit China

Die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksre-
publik China sind durch eine enge wirtschaftliche Verflechtung geprigt, die zu-
nehmend auch die auBenpolitische Ebene bestimmt. Im Jahr 2025 hat China
erneut die USA als Deutschlands wichtigsten Handelspartner abgeldst. Chinas
Wirtschaftsbeziehungen zur EU und zu Deutschland werden allerdings immer
unausgewogener. Im Jahr 2025 stieg das deutsche Handelsbilanzdefizit gegen-
iiber China auf 90 Mrd. Euro. Vor allem hohere chinesische Exporte nach
Deutschland (+8,8 Prozent) treiben das Handelsbilanzdefizit weiter in die
Hohe. Im Jahr 2025 kamen mit Waren im Wert von 170,6 Mrd. Euro wieder die
meisten deutschen Importe aus China. Gleichzeitig geht die Nachfrage nach
deutschen Produkten in China zuriick (-9,7 Prozent; www.destatis.de/DE/Press
e/Pressemitteilungen/2026/02/PD26_056_51.html).

Die Abhingigkeit Deutschlands und auch der Europdischen Union von chinesi-
schen Importen betrifft nicht nur einzelne Branchen, sondern weite Teile der
industriellen und gesellschaftlichen Grundversorgung. China ist der mit Ab-
stand wichtigste Lieferant fiir elektronische Komponenten, Grundchemikalien,
Textilien, Batterierohstoffe, Seltene Erden und pharmazeutische Vorprodukte.
Zwar wird bislang nur ein kleiner Anteil von rund 3 Prozent der deutschen Ein-
fuhren als kritisch eingestuft, dennoch bestehen in zentralen Bereichen erhebli-
che Importabhéngigkeiten, fiir die es keine oder kaum alternative Bezugsldnder
gibt. Diese Abhdngigkeiten geben Anlass zur Sorge, da China sie potenziell
wirtschaftspolitisch instrumentalisieren kann, wie etwa die seit 2025 erfolgten
Beschrinkungen der Ausfuhr von Seltenen Erden und Permanentmagneten zei-
gen (www.gtai.de/de/trade/china/wirtschaftsumfeld/hochrechnung-aussenhande
1-china-1943848).

Besonders kritisch zeigt sich die Situation auch bei Arzneimittelwirkstoffen:
Rund 70 bis 90 Prozent der pharmazeutischen Grundstoffe auf dem européa-
ischen Markt werden in China oder Indien hergestellt, was bei Lieferunterbre-
chungen regelmifig zu Engpéssen in deutschen Apotheken und Kliniken fiihrt.
Diese Abhéngigkeit betrifft nicht nur Medikamente, sondern zunehmend auch
medizinische Gerite, Solarmodule und Batteriezellen also Giiter, die fiir das
Gesundheitssystem und eine Energiewende unverzichtbar sind (www.iwkoel
n.de/fileadmin/user_upload/Studien/Gutachten/PDF/2025/Gutachten_2025-Ab
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haengigkeiten-China-ProGenerika.pdf, www.aerzteblatt.de/news/lieferengpass
e-bei-arzneimitteln-weiter-relevantes-versorgungsproblem-c5f52ed2-6343-4bd
2-ad33-1910e5b2974, www.tagesschau.de/wirtschaft/weltwirtschaft/china-indu
strie-abhaengigkeit-100.html).

Am 13.Juli 2023 verabschiedete die SPD-gefiihrte Bundesregierung ihre
China-Strategie (www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/asien/china-strate
gie-2607934). Die seit mehr als einem Jahr regierende Bundesregierung stellt
sich dabei aullen-, wirtschafts-, und sicherheitspolitisch in die Kontinuitdt der
China-Strategie der vorherigen Bundesregierung unter Bundeskanzler Olaf
Scholz. Darauf deuteten bereits die entsprechen Absdtze im Koalitionsvertrag
(S. 128, www .koalitionsvertrag2025.de/) sowie auch die Antworten der Bun-
desregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion die Linke (Bundestagsdruck-
sache 21/732) hin.

Es ist nach Auffassung der Fragestellenden besorgniserregend, dass die China-
Strategie der Bundesregierung in zwei entscheidenden Aspekten versagt: Ein
De-Risking findet in den entscheidenden Bereichen nicht statt (www.gtai.de/d
e/trade/china/wirtschaftsumfeld/hochrechnung-aussenhandel-china-1943848)
und gleichzeitig versdumt die Bundesregierung — und damit auch die deutsche
Wirtschaft — Kooperationen mit China in zukunftsfdhigen Wirtschaftsbereichen
einzugehen.

Aus Sicht der Fragestellenden hat die chinesische Volkswirtschaft im Bereich
der erneuerbaren Energien erhebliche Fortschritte erzielt. Dies zeigt sich unter
anderem in der gestiegenen Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen sowie
im Ausbau von Produktionskapazititen fiir Photovoltaik, Windkraftanlagen,
Batteriespeicher und Komponenten der Elektromobilitit. Diese Entwicklungen
haben mafigeblich zur globalen Verbreitung entsprechender Technologien bei-
getragen.

Gleichzeitig ist festzustellen, dass der Ausbau der bilateralen Beziehungen in
diesen zukunftsrelevanten Bereichen nach Kenntnisstand der Fragestellenden
bislang nur begrenzt vorangekommen ist. Vor diesem Hintergrund soll die Klei-
ne Anfrage dazu dienen, Erkenntnisse dariiber zu gewinnen, in welchem Um-
fang die bilaterale Kooperation im Bereich des internationalen Klimaschutzes
sowie der Dekarbonisierung der Industrie tatsdchlich ausgebaut wurde.

China nutzt seine Wirtschaftspolitik in hohem Mafle strategisch, um technolo-
gische Fithrungspositionen auszubauen und Abhingigkeiten im internationalen
System zu reduzieren. Das im Mérz 2026 verabschiedete 15. Jahresprogramm
sowie die Al-Plus-Initiative zeigen, dass wirtschaftliche Modernisierung, tech-
nologische Eigenstidndigkeit und nationale Sicherheit eng miteinander verzahnt
werden. Wirtschaftsforderung wird dabei nicht primér als rein wirtschaftspoliti-
sches Ziel begriffen, sondern als Teil einer breiteren aullen- und sicherheitspoli-
tischen Strategie verstanden. Dies ist nicht nur als Innovationsagenda, sondern
auch als Ausdruck eines stirker machtpolitisch eingesetzten Wirtschaftsmodells
zu verstehen, das konkurrierende Méchte wie die USA und die EU vor die He-
rausforderung stellt, eigene wirtschaftspolitische Instrumente zu entwickeln,
ohne auf Zusammenarbeit und wirtschaftliche Offnung zu verzichten (https://m
erics.org/de/kommentar/chinas-new-five-year-plan-will-embrace-industry-and-
once-again-give-consumers-cold).

Dabei ist es aus Sicht der Fragestellenden besonders bedenklich, dass die Bun-
desregierung auch innerhalb der Europdischen Union keine vergleichbar strin-
gente strategische Industriepolitik verfolgt. Seit der Verdffentlichung der
China-Strategie wurde weder durch den Bundestag noch unter Einbeziehung
von Stakeholdern und der dffentlichen Hand eine Evaluation zum Stand der
Umsetzung von De-Risking und einer zukunftsfahigen deutsch-chinesischen
Kooperation initiiert.
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In diesem Kontext wichst gleichzeitig die Unsicherheit in der Bevolkerung,
insbesondere die Sorge um die Zukunft von Arbeitspldtzen in Deutschland, da
viele Beschéftigte befiirchten, durch etwaige Lieferkettenstorungen oder durch
die Krise des exportorientierten Wirtschaftsmodells der deutschen Wirtschaft
von Arbeitslosigkeit betroffen zu sein.

Auch die Frage, wie eine von den USA unabhingige und europdische aulen-
politische Beziehung zu China kiinftig gestaltet werden soll, lasst die Bundes-
regierung bislang unbeantwortet.

Wir fragen die Bundesregierung:

1.

Wann und in welcher Form hat die Bundesregierung in der 21. Wahl-
periode iiber Fortschritte zur Umsetzung der in der China-Strategie nieder-
gelegten Ziele gegeniiber dem Deutschen Bundestag, Stakeholdern oder
der Offentlichkeit berichtet?

a) Welche konkreten Mafnahmen hat die Bundesregierung in der
21. Wahlperiode besonders in den Bereichen De-Risking, Diversifizie-
rung und Stirkung eigener Resilienz bereits umgesetzt und welche
plant sie noch umzusetzen?

b) Wird die Bundesregierung die China-Strategie unter Einbeziehung
wesentlicher Stakeholder und des Deutschen Bundestages die China-
Strategie evaluieren, wenn ja, in welcher Form und bis wann?

Wie viele Arbeitspldtze in Deutschland sind nach Kenntnis der Bundes-
regierung direkt oder indirekt von China abhéngig (bitte fiir die Jahre
2021 bis 2025 sowie gegebenenfalls nach Bundeslidndern aufschliisseln)?

a) Welche Definition von ,,abhéngig®, ,betroffen” oder ,bedroht* ver-
wendet die Bundesregierung in diesem Zusammenhang?

b) Welche Risiken sieht die Bundesregierung fiir Beschéftigung in
Deutschland durch Importabhingigkeiten, Exportriickgénge, Handels-
konflikte, Exportkontrollen oder chinesische Marktverwerfungen?

¢) Welche Branchen, Regionen und Unternehmensgroflen sind nach
Kenntnis der Bundesregierung besonders betroffen?

d) Welche Maflnahmen hat die Bundesregierung bislang ergriffen bzw.
beabsichtigt sie zu ergreifen, um Beschiftigungsrisiken aus der wirt-
schaftlichen Abhéngigkeit von China zu verringern?

Wann fanden wéhrend der 21. Legislaturperiode des Deutschen Bundes-
tages Treffen im Rahmen des hochrangigen Klima- und Transformations-
dialogs statt, wer nahm daran teil und wie wurde die Zusammenarbeit bei
der griinen Transformation konkret beschleunigt?

Welche Moglichkeiten sieht die Bundesregierung, um China in multilate-
rale Bemiithungen zur Bekdmpfung der Klimakrise, zur Forderung von
Stabilitdt und zur Stirkung internationaler Zusammenarbeit einzubezie-
hen, und welche Erfahrungen wurden dabei bisher gemacht und welche
Herausforderungen stellen sich dabei?

Welche diplomatischen Schritte hat die Bundesregierung bislang ergriffen,
um China in Verhandlungsbemiihungen zur Beendigung des russischen
Angriffskrieges gegen die Ukraine einzubeziehen?

Welche Personen, Institutionen und Unternehmen aus China wurden seit
Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine von der Europé-
ischen Union aufgrund der Unterstiitzung Russlands bislang sanktioniert?
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7. Inwiefern bestehen aus Sicht der Bundesregierung Ausbaupotenziale fiir
den sicherheitspolitischen Dialog zwischen der EU und China, insbeson-
dere im Hinblick auf Chinas Rolle im Indopazifik?

8. Liegen der Bundesregierung eigene oder fremde Einschitzungen zu dem
Vorgehen der Volksrepublik China im Siidchinesischen Meer gegeniiber
den Philippinen, der Volksrepublik Vietnam und weiteren Staaten der Re-
gion vor, und wenn ja, wie lauten diese?

9. Welche Moglichkeiten sieht die Bundesregierung im Rahmen der Europa-
ischen Union und der bilateralen deutsch-chinesischen Beziehungen, dazu
beizutragen, dass sich die Situation in der Taiwan-Stralle nicht weiter ver-
schérft und welche Schlussfolgerungen zieht sie aus dem bisherigen Dia-
log mit China iiber sicherheitspolitische Fragen in der Region?

10. Welche Position vertritt die Bundesregierung im Hinblick auf Chinas
Rolle in internationalen Organisationen wie den Vereinten Nationen, der
WHO und der WTO, und welche Moglichkeiten sieht sie fiir eine intensi-
vere Zusammenarbeit mit China in diesen Gremien?

11. Wie sehen aus Sicht der Bundesregierung die derzeitigen Mdglichkeiten
fiir einen kritischen Dialog mit China im Bereich der Menschenrechte und
Rechtsstaatlichkeit aus, und welche Schwerpunkte hat die Bundesregie-
rung diesbeziiglich identifiziert?

12. Welche Sektoren und Produktgruppen definiert die Bundesregierung im
Rahmen ihrer De-Risking-Politik gegeniiber China als ,.kritisch®, inklu-
sive derer, deren Ausfuhr China derzeit beschrinkt hat, wie Seltene Erden
(bitte mit Bezug auf einschlidgige Strategien, Listen oder Einstufungen)?

13. Welche konkreten Maflnahmen und Instrumente der Bundesregierung die-
nen der Reduzierung kritischer Abhéngigkeiten von China (bitte nach
Ressorts, Rechtsakten, Strategiepapieren, Programmen und Haushaltsan-
sitzen auflisten)?

14. Welche Staaten zéhlen aus Sicht der Bundesregierung zu den zehn wich-
tigsten Herkunftslandern fiir Importe kritischer (Vor-)Produkte (z. B. elek-
tronische Komponenten, Grundchemikalien, pharmazeutische Wirkstoffe,
Batterierohstoffe, Seltene Erden) und welcher Anteil entféllt dabei jeweils
auf China?

15. Welche Indikatoren oder Kennziffern nutzt die Bundesregierung, um den
Fortschritt beim ,,De-Risking* gegeniiber China zu messen (z. B. Import-
anteile, Konzentrationsraten, Anzahl gepriifter Investitionen, Zahl der Ex-
portkontrollfalle)?

16. An welchen konkreten EU-Initiativen zur Reduzierung von Abhéngigkei-
ten von China (z.B. Anti Coercion Instrument, Anti-
Subventionsverfahren, Kritische Rohstoffe Liste, ,,Open Strategic Autono-
my*‘) wirkt die Bundesregierung mit, und welche Maflnahmen werden da-
raus in Deutschland umgesetzt (bitte Projekte, Rechtsakte und beteiligte
Ressorts nennen)?

17. Welche gemeinsamen Positionen oder Papiere hat die Bundesregierung
seit 2020 mit EU-Partnern oder NATO-Verbiindeten zu China bezogenen
Wirtschafts- und Sicherheitsrisiken erarbeitet oder unterzeichnet (bitte Ti-
tel, Datum und Gegenstand benennen)?

18. Welche Abstimmungsformate nutzt die Bundesregierung regelmafig, um
die nationale China Politik mit der EU China Strategie zu verzahnen (z. B.
Ratsarbeitsgruppen, informelle Ministertreffen, Koordinatorenrunden),
und welche Themen stehen dort seit Beginn in der 21. Wahlperiode im
Vordergrund?
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19. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus den Analyser-
gebnissen des Instituts der deutschen Wirtschaft, das starke Indizien fiir
eine Wiahrungsmanipulation sowie eine erhebliche und unfaire Unterbe-
wertung des Yuan gegeniiber dem Euro festgestellt hat (www.iwkoeln.de/s
tudien/juergen-matthes-unfair-cost-advantages-for-china.html)?

20. Welche Initiativen wird die Bundesregierung auf EU-Ebene ergreifen, um
gegen etwaige unfaire Wettbewerbsnachteile vorzugehen?

21. Welche diesbeziiglichen Ergebnisse hat die Bundesregierung bereits er-
zielt, um in der Vergangenheit thematisierte ungleiche Wettbewerbsbedin-
gungen deutscher und europdischer Unternehmen in China wie etwa die
Ungleichbehandlung bei offentlichen Ausschreibungen, regulatorische
Hindernisse und Markteintrittsbarrieren zu beseitigen?

22. Welche Vertreterinnen und Vertreter von Unternehmen und Interessen-
sverbdnden haben die Bundesministerin fiir Wirtschaft und Energie,
Katherina Reiche, auf ihrer China-Reise vom 27. bis 29. Mai 2026 beglei-
tet?

23. Welche Vertreterinnen und Vertreter von Unternehmen und Interessen-
sverbinden haben Bundeskanzler Friedrich Merz auf seiner China-Reise
vom 24. bis 27. Februar 2026 begleitet?

24. Welche Vertreterinnen und Vertreter von Unternehmen und Interessen-
sverbdnden haben Aufenminister Johann Wadephul auf seiner China-
Reise am 8. und 9. Dezember 2025 begleitet?

25. Welche Vertreterinnen und Vertreter von Unternehmen und Interessen-
sverbdanden haben Bundesfinanzminister Lars Klingbeil auf seiner China-
Reise am 17. November 2025 begleitet?

26. Nach welchen Kriterien erfolgt die konkrete Auswahl der Wirtschaftsdele-
gationen, die die Bundeswirtschaftsministerin, den Bundeskanzler, den
AuBenminister und den Bundesfinanzminister sowie weitere Vertreterin-
nen und Vertreter der Bundesregierung bereits nach China begleitet haben
und kiinftig begleiten werden?

27. Welche internen Risikoanalysen oder Szenarien liegen der Bundesregie-
rung zu moglichen Lieferunterbrechungen kritischer Rohstoffe aus China
vor, und welche wirtschaftlichen Folgen fiir zentrale Industriezweige wer-
den darin prognostiziert?

28. Welche Zielkonflikte bestehen aus Sicht der Bundesregierung zwischen
der Sicherung alternativer Rohstoffquellen (z. B. durch neue Partnerschaf-
ten) und der Einhaltung von Umwelt- und Sozialstandards, Arbeitnehmer-
und Menschechten und wie werden diese konkret politisch abgewogen?

29. Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregierung seit ihrer Antwort zu
Frage 19 auf Bundestagsdrucksache 21/732 die Importanteile aus China
bei verschiedenen Metallen und Seltenen Erden im Jahr 2025 entwickelt
(bitte nach einzelnen Rohstoffen auflisten)?

30. Welche Mallnahmen hat die Bundesregierung seit ihrer Antwort zu
Frage 19 auf Bundestagsdrucksache 21/732 ergriffen, um bei den ver-
schiedenen Metallen und Seltenen Erden mit einem besonders hohen Im-
portanteil aus China (mehr als 80 Prozent) bestehende Abhéngigkeiten ab-
zubauen bzw. zu diversifizieren?

31. Wie wirkt sich derzeit nach Kenntnis der Bundesregierung Chinas Export-
beschrankung fiir Seltene Erden auf deutsche Unternehmen aus und was
hat die Bundesregierung bislang unternommen, um Exportlizenzen fiir
deutsche und europiische Firmen zu erwirken?
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32.

33.

34.

35.

36.

37.

38.

Wie hoch war der Importanteil aus China fiir Lithium-Ionen-Batterien im
Jahr 2025?

Wie ist nach Kenntnis der Bundesregierung der aktuelle Umsetzungsstand
des Resilienz-Fahrplans fiir Permanentmagnete, den die Bundesregierung
unter Beteiligung der Windindustrie am 5. August 2025 vorgelegt hat
(www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/Downl
oads-Publikationsliste/permanentmagnete-der-windindustrie.pdf) und
kommt die Bundesregierung ihren Zusagen nach?

a) Welche Resilienzkriterien werden hierbei von der Bundesregierung fiir
offentliche Auftrage fiir welche wesentlichen spezifischen Komponen-
ten von Windkraftanlagen festgelegt, die dem Ziel dienen, die Abhén-
gigkeiten von Lieferungen aus China zu reduzieren?

b) Welche weiteren MaBnahmen gedenkt die Bundesregierung im Be-
reich Permanentmagnete zu ergreifen, um die Lieferketten zu diversi-
fizieren?

Wird mittlerweile seit den Antworten der Bundesregierung zu den Fragen
10 und 19 auf Bundestagsdrucksache 21/732 die Herkunft von Solarmo-
dulen und Wechselrichtern, die in Deutschland verbaut werden, statistisch
erfasst, wenn ja, wie hoch ist der Importanteil Chinas, und wenn nein,
weshalb nicht?

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus Chinas ,,Ak-
tionsplan zur Férderung einer hochwertigen Entwicklung in der Wérme-
pumpenindustrie* (https://blog.waermepumpe.de/2026/02/16/chinas-zuku
enftiger-waermepumpenhochlauf-teil-1/), in der China auf globale Wett-
bewerbsfiihrerschaft hinarbeitet?

a) Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung der deutsch-
chinesische Handel mit Warmepumpen in den vergangenen fiinf Jah-
ren entwickelt (bitte pro Jahr ausweisen)?

b) Inwieweit sind die deutschen Hersteller nach Auffassung der Bundes-
regierung wettbewerbsfahig?

c¢) Welchen eigenen industriepolitischen Ansatz verfolgt die Bundes-
regierung fiir die technologische Weiterentwicklung der Warmepum-
penindustrie, um mit der chinesischen Konkurrenz Schritt zu halten?

Welche konkreten Vulnerabilititen hat die Bundesregierung in den china-
bezogenen Lieferketten der deutschen Automobilindustrie bislang identifi-
ziert (z. B. Single-Supplier-Abhéngigkeiten, geopolitische Risiken, staat-
liche Einflussmoglichkeiten), und wie werden diese intern priorisiert?

Welche Riickmeldungen liegen der Bundesregierung aus Gespriachen mit
Automobilunternehmen dariiber vor, welche Hindernisse einer Diversifi-
zierung von chinesischen Zulieferern entgegenstehen, und welche dieser
Hindernisse bewertet sie als politisch beeinflussbar?

Wie hat nach Kenntnis der Bundesregierung der Markteintritt chinesischer
E-Auto-Hersteller die Wettbewerbslandschaft in Deutschland und der EU
verdndert?

a) Welche Effekte sind dabei nach Auffassung der Bundesregierung auf
die deutsche Automobilindustrie und deren Marktanteile zu erwarten?

b) Welche offiziellen Papiere oder Szenarien der Bundesregierung gibt
es, die die Auswirkungen auf den deutschen Binnenmarkt, die Indus-
trie und die Arbeitsplitze in der Bundesrepublik analysieren?
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39. Welche konkreten Abhdngigkeiten von chinesisch kontrollierten oder be-
einflussten Unternehmen entlang der Halbleiter-Wertschopfungskette sind
der Bundesregierung bekannt, und in welchen Bereichen sieht sie kurzfris-
tig welche realistischen Substitutionsmdglichkeiten?

40. Welche internen Bewertungen liegen der Bundesregierung zur Wirksam-
keit der bisherigen Forderpolitik im Halbleiterbereich (z. B. Ansiedlun-
gen, Subventionen) im Hinblick auf die Reduzierung von China-
Abhingigkeiten vor, und welche Defizite wurden dabei identifiziert?

41. Wie prognostiziert die Bundesregierung den perspektivischen Arbeits-
platzverlust in Deutschland, der durch den Import Griinen Stahls aus
China zu Lasten der Inlandsproduktion eintreten konnte und welche Zah-
len liegen der Regierung hierzu vor?

42. Inwieweit sind nach Auffassung der Bundesregierung die Handelsschutz-
instrumente der EU, wie der Industrial Accelerator Act und der European
Steel and Metals Action Plan von 2025 ausreichend, um die Produktion
von Griinem Stahl in der Bundesrepublik auf lange Sicht wettbewerbsfa-
hig zu gestalten, sowie souverdnititssichernde eigene Produktionsmengen
zu erreichen?

43. Welche staatlichen Markteingriffe erwédgt die Bundesregierung, um die
Wettbewerbstfahigkeit und Souverénitétssicherung bei der Produktion von
Griinem Stahl in der Bundesrepublik zu gewéhrleisten?

44. Welche konkreten Sicherheitshinweise liegen nach Kenntnis der Bundes-
regierung und der zustindigen Behorden derzeit beim Bundesamt fiir Si-
cherheit in der Informationstechnik zum Einbau von Komponenten der
Hersteller Huawei und ZTE in den 5G-Kernnetzen deutscher Mobilfunk-
netzbetreiber vor, die einen Ausschluss dieser Hersteller aus Sicherheits-
griinden rechtfertigen?

45. Gibt es eine einheitliche Herangehensweise der EU-Mitgliedstaaten beim
Umgang mit Komponenten von Huawei und ZTE beim 5G-Mobilfunk-
Kernnetz, wenn nein, warum nicht und durch welche Mallnahmen ver-
sucht die Bundesregierung eine einheitliche Herangehensweise durchzu-
setzen?

a) Welche weiteren EU-Mitgliedsldnder sind nach Kenntnis der Bundes-
regierung vergleichbare Verpflichtungserklarungen mit den Mobilfun-
knetzbetreibern eingegangen, um Huawei- oder ZTE-Komponenten
aus 5G-Kernnetzen auszuschlie3en?

b) Welche EU-Mitgliedsldnder haben nach Kenntnis der Bundesregie-
rung hingegen keine derartigen Regelungen getroffen und lassen wei-
terhin Huawei- oder ZTE-Komponenten in ihren 5G-Kernnetzen zu?

46. In welchen Technologiebereichen (z. B. Halbleiter, KI, Quantentechnolo-
gie, Telekommunikation, Robotik) wurden nach Kenntnis der Bundes-
regierung seit 2020 Exportkontrollen mit China-Bezug besonders hiufig
angewendet (bitte nach Produktgruppen und Jahr aufschliisseln)?

47. Welche spezifischen Leitlinien oder sektoralen Regelungen und/oder Pa-
piere zur Anwendung von Exportkontrollen gegeniiber China hat die Bun-
desregierung erarbeitet oder aktualisiert (bitte Titel und Datum nennen)?

48. Wie viele Exportgenechmigungen mit China-Bezug wurden in den Jahren
2020 bis 2025 nach Dual-Use-Verordnung, AuBenwirtschaftsverordnung
oder sonstigen einschlidgigen Regelungen beantragt und in wie vielen Fél-
len wurde eine Genehmigung verweigert, zuriickgezogen oder mit Aufla-
gen versehen (bitte jahrlich angeben)?
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49. Wie viele Investitionspriifverfahren nach Auflenwirtschaftsrecht mit Be-
teiligung chinesischer Unternehmen oder Investoren wurden in den Jahren
2020 bis 2025 eingeleitet, abgeschlossen, untersagt oder nur unter Aufla-
gen genehmigt (bitte jahrlich aufschliisseln)?

50. In welchen Sektoren (z. B. kritische Infrastruktur, Energie, Telekommuni-
kation, Hiafen, Gesundheit, Riistung, Hochtechnologie) betrafen Investiti-
onspriifungen in den Jahren 2020 bis 2025 chinesische Investoren (bitte
nach Bundesland, Sektoren und Ergebnis der Verfahren differenzieren)?

51. Welche Beteiligungen chinesischer Unternehmen an kritischer Infrastruk-
tur in Deutschland sind der Bundesregierung aktuell bekannt (z. B. Héfen,
Energie- und Stromnetze, Telekommunikationsnetze, Rechenzentren), und
in welchen Fillen wurden Anderungen der Beteiligungsstrukturen oder
zusitzliche Auflagen vereinbart?

52. In wie vielen Fillen wurden seit 2020 Telekommunikations- oder
IT-Komponenten chinesischer Hersteller aus Netzen oder Systemen kriti-
scher Infrastrukturen in Deutschland entfernt, ersetzt oder mit zusitz-
lichen Sicherheitsauflagen versehen (bitte nach Jahren und Sektoren auf-
schliisseln)?

53. Welche konkreten Erkenntnisse liegen der Bundesregierung aus der be-
hordlichen Kontrolle des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG)
dariiber vor, in welchen Branchen und Lieferketten mit China-Bezug be-
sonders hdufig VerstoBe oder erhohte Risiken festgestellt wurden, und
welche strukturellen Defizite bei der Durchsetzung wurden dabei identifi-
ziert?

54. Wie viele Beschwerden und Hinweise beziiglich welcher Ursprungslander
wurden seit Inkrafttreten des LkSG an das Bundesamt fiir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) gemeldet?

a) Mit welchem Ergebnis hat das BAFA die Beschwerden und Hinweise
durch Dritte mit China-Bezug gepriift?

b) Wie viele Kontrollverfahren mit welchen mangelhaften Sorgfalts-
pflichtverletzungen, in welchen Branchen und mit welchen Konse-
quenzen hat das BAFA mit China-Bezug eingeleitet?

55. In welchen Bereichen hat sich die Bundesregierung in den Verhandlungen
zur EU-Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) gegen weitergehende Sorgfalts-
pflichten fiir Unternechmen mit Lieferketten nach China ausgesprochen,
und welche wirtschafts- oder aulenpolitischen Erwédgungen lagen dieser
Position zugrunde?

56. Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass im Rahmen der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit und der bilateralen Beziehungen mit China die
Wahrung grundlegender Arbeitnehmerrechte und international anerkann-
ter Arbeitsstandards, wie z. B. der ILO-Kernarbeitsnormen, gewihrleistet
wird, und welche MaBnahmen ergreift sie, um deutsche Unternechmen
hierbei zu unterstiitzen?

57. Inwieweit und gegebenenfalls womit unterstiitzt die Bundesregierung ge-
zielt betroffene Betriebe, die durch die Importabhéngigkeit von China in
wirtschaftliche Notlagen geraten sind (bitte detailliert erldutern und be-
troffene Unternehmen auflisten)?

58. Welche obligatorischen Menschenrechts- und Sorgfaltspflichteninstru-
mente (z. B. Lieferkettengesetz, Branchenleitlinien, sektorale Vereinba-
rungen) gelten fiir die Liefer- und Geschéftsbeziehungen deutscher Unter-
nehmen nach China, und welche Umsetzungs- bzw. Kontrollmechanismen
sind damit verbunden?
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59.

60.

61.

62.

63.

64.

65.

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung dariiber, dass die Menschen-
rechtsorganisation China Labour Bulletin, die seit mehr als drei Jahrzehn-
ten aktiv war und unabhingige Information iiber Arbeitskdmpfe in China
sammelte, sich im Sommer 2025 aufgelost hat (vgl. Gerduschlos ver-
schwindet das Recht, SZ 23. Juli 2025)?

Wie ist der aktuelle Bearbeitungsstand beim Bundesamt fiir Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) in Bezug auf die Anfang des Jahres 2025
nach Angaben des China Labour Bulletin, {iber die unter anderem die
Stiddeutsche Zeitung berichtete, eingereichten vier Beschwerden gegen
chinesische Zulieferer grofer Automobilkonzerne — darunter Tesla und
Volkswagen —, in denen mutmaBlich schwerwiegende VerstoBe wie tiber-
miBige Uberstunden, ausstehende Léhne, erzwungene Kiindigungen und
Repressalien gegen Arbeitervertreter, teils durch leitende Manager, festge-
stellt wurden?

Welche Daten liegen der Bundesregierung zum Importvolumen von Texti-
lien und Fast-Fashion-Produkten aus Drittlindern wie China) in den Jah-
ren 2020 bis 2025 vor

a) indie EU,
b) nach Deutschland
(bitte nach Warengruppen und Herkunftslandern aufschliisseln)?

Wie viele deutsche Unternehmen mussten seit 2023 gemidl LkSG-
Jahresberichte vorlegen, in denen Risiken flir Arbeitnehmerrechte bei
Fast-Fashion-Zulieferern adressiert wurden und welche konkreten Praven-
tionsmafBnahmen nannten sie?

Welche Forder- oder Beratungsprogramme des Bundes unterstiitzen Tex-
tilunternehmen bei der Umstellung auf nachhaltige und arbeitsrechtskon-
forme Lieferketten (bitte Programmnamen, Zielgruppen, Fordervolumen
und Anzahl der geforderten Projekte nennen)?

Inwieweit erkennt die Bundesregierung die Notwendigkeit, die wissen-
schaftliche Auseinandersetzung mit China und den damit verbundenen
wirtschaftlichen Themen zu intensivieren, oder sieht sie die vorhandene
Expertise zu China in Politik, Wissenschaft und Wirtschaft bereits als aus-
reichend an?

Welche konkreten Maflnahmen und Projekte sind nach Kenntnis der Bun-
desregierung bislang aus dem Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD
zur ,,Resilienz des Wissenschaftssystems* resultiert?

a) Welche Forschungsvorhaben hat die Bundesregierung bislang zu chi-
nesischen Desinformationsaktivititen gefordert?

b) Welche Aktivitdten wurden verfolgt, um das Kompetenznetzwerk fiir
unabhingige Chinawissenschaften aufzubauen?

Berlin, den 25. Juni 2026

Heidi Reichinnek, Soren Pellmann und Fraktion



Vorabfassung - wird durch die lektorierte Version ersetzt.



Vorabfassung - wird durch die lektorierte Version ersetzt.



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83—91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

12)8S.J8 UOISI8/ BLI8LIO{8] 8Ip Y2inp piiM - BUNSSEIGEION



	Kleine Anfrage der Abgeordneten Cansu Özdemir, Jörg Cezanne, Desiree Becker, Gökay Akbulut, Janina Böttger, Maik Brückner, Agnes Conrad, Mirze Edis, Katrin Fey, Vinzenz Glaser, Jan Köstering, Charlotte Antonia Neuhäuser, Pascal Meiser, Lea Reisner, Zada Salihović, Ulrich Thoden, Aaron Valent, Donata Vogtschmidt, Christin Willnat, Sascha Wagner, Janine Wissler, Ates Gürpinar und der Fraktion Die Linke
	Stand des De-Riskings von China und des Ausbaus einer zukunftsfähigen Kooperation mit China
	Wir fragen die Bundesregierung:



